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A, Problem 

Zugleich mit dem vorliegenden Gesetz wurde von der Bundes- 
regierung das Seerechtsänderungsgesetz eingebracht. Es sieht 
entsprechend dem Brüsseler Übereinkommen vom 10. Oktober 
1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen in einem § 487 a HGB vor, daß die Haftung des 
Reeders für bestimmte Ansprüche durch ein gerichtliches Ver- 
teilungsverfahren beschränkt werden kann. Der vorliegende 
Gesetzentwurf regelt dieses gerichtliche Verteilungs verfahren. 


B. Lösung 

Der Entwurf enthält die notwendigen Vorschriften zur Durch- 
führung des Verteilungsverfahrens. Er lehnt sich in seinen 
Grundsätzen an das Konkurs recht an. Nach der Einzahlung der 
Haftungssumme und der Eröffnung des Verfahrens werden Ein- 
zelprozesse und Zwangsvollstreckungen wegen der teilnahme- 
berechtigten Ansprüche unzulässig; Sicherheiten dürfen nicht 
mehr verwertet werden. Es findet ein Aufgebot der Gläubiger 
statt. Die angemeldeten Ansprüche werden in einem Prüfungs- 
termin erörtert; soweit ihrer Teilnahmeberechtigung wider- 
sprochen wird, ist der Streit über die Beschränkung der Haftung 
im Erkenntnisverfahren auszutragen. 

Die Ausschußbesdilüsse wurden einstimmig gefaßt. 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die Kosten der Länder, die durch die neuen gerichtlichen Auf- 
gaben auf Grund des Gesetzes entstehen werden, lassen sich 
ziffernmäßig noch nicht abschätzen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) und 
Dr. Hauser (Sasbach) 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 125. Sitzung am 8. Juni 1971 dem 
Rechtsausschuß — federführend — sowie dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen — mitberatend — überwiesen. Der Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen hat die Vorlage in seiner 35. Sitzung am 
29. September 1971 behandelt und keine Bedenken 
erhoben. Der Rechts aus schuß hat den Entwurf in 
seiner 68. Sitzung am 19. Januar 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Regierungsentwurf mit den aus der anliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen anzu- 
nehmen. 

II. 

Das Gesetz regelt das gerichtliche Verfahren, wel- 
ches zur Herbeiführung der Haftungsbeschränkung 
des Reeders und zur Verteilung der Haftungssumme 
an die Gläubiger, denen gegenüber die Haftung 
durch Einzahlung der Haftungssumme beschränkt 
wird, führt. Seine Ausgestaltung ist nach dem Über- 
einkommen von 1957 über die Beschränkung der 
Haftung der Eigentümer von Seeschiffen weitgehend 
dem innerstaatlichen Recht überlassen. 

Die Vorschriften über das Eröffnungsverfahren, 
insbesondere über die Festsetzung der Haftungs- 


summe, sind eng verknüpft mit den neuen haf- 
tungsrechtlichen Vorschriften der §§ 486 ff. HGB. 

Die Vorschriften über die Feststellung der am 
Verfahren teilnehmenden Ansprüche und die Ver- 
teilung der Haftungs summe sind eng an die Kon- 
kursordnung angelehnt. Bei der Verteilung der vom 
Reeder eingezahlten Haftungssumme stellen sich 
weitgehend dieselben Probleme wie bei der Ver- 
teilung einer Konkursmasse. 

Der Ausschuß teilt die Auffassung der Bundes- 
regierung, daß ein einfacheres Verfahren für die 
Durchführung der Haftungsbeschränkung nicht ge- 
wählt werden kann. Der Eingriff in die Rechte der 
Gläubiger, denen gegenüber der Reeder seine Haf- 
tung beschränken kann, erfordert verfahrensmäßige 
Garantien zugunsten dieser Gläubiger, welche sicher- 
stellen, daß die Gläubiger den ihnen zustehenden 
Anteil an der Haftungssumme erhalten. 


III. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist zu bemerken: 

Zu § 1 Satz 2 

Der Ausschuß teilt die Auffassung des Bundes- 
rates, daß in der Formulierung deutlicher zum Aus- 
druck kommen sollte, daß es sich um eine Verfah- 
rensvoraussetzung handelt. 
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Zu § 4 Abs. 3 

Die Vorschrift, die auf § 1 Satz 2 Bezug nimmt, 
bedarf der Anpassung an die dort vorgenommene 
Änderung. Der Ausschuß befürwortet deshalb die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Neufassung. 

Zu § 9 Abs. 5 Satz 2 

Der Neuordnung des Ordnungswidrigkeitenrechts 
sollte schon jetzt Rechnung getragen werden, indem 
anstelle des Wortes „Ordnungsstrafen" das Wort 
„Zwangsgeld" verwendet wird. 

Zu § 20 

Absatz 4 Satz 4 sollte auch einem Pfändungs- 
pfandgläubiger, der den Rückzahlungsanspruch des 
Antragstellers innerhalb der Frist des § 17 Abs. 5 


gepfändet hat, das Recht geben, das Bestehen eines 
Pfandrechts nach § 20 Abs. 3 zu bestreiten. Andern- 
falls bestände die Gefahr, daß sich die am Verfahren 
beteiligten Gläubiger, welche nach § 20 dingliche 
Rechte verloren haben, im Falle einer Einstellung 
des Verfahrens zu Lasten der Pfändungspfandgläu- 
biger über den Betrag ihrer Pfandrechte nach § 20 
Abs. 3 einigen. 

Um das Nebeneinanderbestehen beider Rechte 
deutlicher zu machen, sollte auch in Absatz 3 Satz 3 
am Ende von „Pfändungspfandrechten" gesprochen 
werden. 

Schließlich erscheint es dem Ausschuß zweckmä- 
ßig, für die Klage nach Absatz 4 Satz 4 eine gericht- 
liche Zuständigkeit am Sitz des Verteilungsgerichts 
zu begründen; ohne eine solche Bestimmung wäre 
zu befürchten, daß im Einzelfall die Zuständigkeit 
eines deutschen Gerichts nicht gegeben wäre. 


Bonn, den 22. Februar 1972 


Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Hauser (Sasbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2226 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 22. Februar 1972 


Der Reditsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) Dr, Arndt (Hamburg) Dr. Hauser (Sasbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes über das Verfahren bei der Einzahlung und Verteilung 
der Haftsumme zur Beschränkung der Reederhaftung 
(Seerechtliche Verteilungsordnung) 

— Drucksache Vl/2226 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


§ 1 

Einleitung des Verteilungsverfahrens 

Ein Schuldner, der seine Haftung für Ansprüche 
aus einem bestimmten Ereignis nach §§ 486 bis 
487 a des Handelsgesetzbuchs oder nach Artikel 3 

§ 1 bis 3 des Seerechtsänderungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .) beschränken will, kann 
ein gerichtliches Verfahren zur Einzahlung und Ver- 
teilung der Haftungssumme (Verteilungsverfahren) 
beantragen. Der Schuldner ist zu dem Antrag nur 
berechtigt, wenn der Gesamtbetrag der aus dem Er- 
eignis entstandenen Ansprüche, für welche die Haf- 
tung beschränkt werden soll, die in § 487 a des Han- 
delsgesetzbuchs bestimmte Haftungssumme voraus- 
sichtlich übersteigt. , 

§ 4 

Antrag 

(1) Der Antrag auf Eröffnung des Verteilungs Ver- 
fahrens muß enthalten: 

1. Angaben über Namen, ständigen Aufenthalt und 
gewerbliche Niederlassung des Antragstellers 
sowie der übrigen dem Antragsteller bekannten 
Schuldner von Ansprüchen, für welche die Haf- 
tung durch die Eröffnung des Verfahrens be- 
schränkt werden soll; 

2. Angaben über Namen, Flagge und Registerort 
des Schiffes; 

3. die zur Berechnung der Haftungssumme notwen- 
digen Angaben über den Raumgehalt des Schif- 
fes; 

4. die genaue Bezeichnung des Ereignisses, aus 
dem die Ansprüche entstanden sind, für welche 
die Haftung beschränkt werden soll; 


Beschlüsse des 5, Ausschusses 


§ 1 

Einleitung des Verteilungs Verfahrens 

Ein Schuldner, der seine Haftung für Ansprüche 
aus einem bestimmten Ereignis nach §§ 486 bis 
487 a des Handelsgesetzbuchs cxier nach Artikel 3 

§ 1 bis 3 des Seerechtsänderungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. I S. . . .) beschränken will, kann 
ein gerichtliches Verfahren zur Einzahlung und Ver- 
teilung der Haftungssumme (Verteilungsverfahren) 
beantragen. Der Antrag ist nur zulässig, wenn der 
Gesamtbetrag der aus dem Ereignis entstandenen 
Ansprüche, für welche die Haftung beschränkt wer- 
den soll, die in § 487 a des Handelsgesetzbuchs be- 
stimmte Haftungsssumme voraussichtlich übersteigt. 

§ 4 

Antrag 

(1) unverändert 


3 



Drucksache VI/3181 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


5. die Angabe des Betrages und des Grundes der 
dem Antragsteller bekannten Ansprüche, für 
welche die Haftung beschränkt werden soll. 

(2) Dem Antrag sind eine beglaubigte Abschrift 
der Eintragung im Schiffsregister sowie eine be- 
glaubigte Abschrift der das Ereignis betreffenden 
Eintragungen im Schiffstagebuch beizufügen. 

(3) Der Antragsteller hat glaubhaft zu machen, 
daß er nach § 1 Satz 2 antragsberechtigt ist. 

(4) Behauptet der Antragsteller, daß aus dem Er- 
eignis nur Ansprüche wegen Sachschäden geltend 
gemacht werden können, so hat er glaubhaft zu 
machen, daß aus dem Ereignis Ansprüche wegen 
Personenschäden, für welche die Haftung durch die 
Eröffnug des Verfahrens beschränkt werden kann, 
nicht entstanden sind oder nicht mehr geltend ge- 
macht werden können. 

(5) Der Antrag kann bis zum Beginn des allge- 
meinen Prüfungstermins zurück genommen werden. 

§ 9 

Sachwalter 

(1) Bei der Eröffnung des Verteilungsverfahrens 
bestellt das Gericht einen Sachwalter. § 78 Abs. 2, 
§ 81 Abs. 2 der Konkursordnung gelten entsprechend. 

(2) Der Sachwalter hat folgende Aufgaben und 
Befugnisse: 

1. Er kann gegen angemeldete Ansprüche Wider- 
spruch erheben und Rechtsstreitigkeiten über die 
Ansprüche und das Recht ihrer Gläubiger auf 
Teilnahme an dem Verteilungsverfahren führen; 

2. er verwertet etwa geleistete Sicherheiten auf An- 
ordnung des Gerichts; 

3. er treibt vom Antragsteller nach § 31 Abs. 1 zu 
tragende Kosten zur Haftungssumme bei, wenn 
deren Zahlung vom Gericht angeordnet worden 
ist. 

Das Gericht kann den Sachwalter auch mit der Ver- 
waltung von Sicherheiten beauftragen. 

(3) Verbindlichkeiten, die der Sachwalter im Rah- 
men seiner Befugnisse begründet, sind auf Anord- 
nung des Verteilungsgerichts aus der Haftungs- 
summe zu begleichen. 

(4) Der Sachwalter ist für die Erfüllung der ihm 
obliegenden Pflichten allen Beteiligten verantwort- 
lich. 

(5) Der Sachwalter steht unter der Aufsicht des 
Gerichts. Das Gericht kann gegen ihn Ordnungsstra- 
fen festsetzen und ihn von Amts wegen entlassen. 
Vor der Entscheidung ist der Sachwalter zu hören. 


(2) unverändert 

(3) Der Antragsteller hat glaubhaft zu machen, 

daß die Voraussetzungen des § 1 Satz 2 vorliegen. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 

§ 9 

Sachwalter 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Der Sachwalter steht unter der Aufsicht des 
Gerichts. Das Gericht kann gegen ihn Zwangsgeld 
festsetzen und ihn von Amts wegen entlassen. Vor 
der Entscheidung ist der Sachwalter zu hören. 
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Entwurf 
§ 20 

Erlöschen vor Sicherheitsrechten 

(1) Wird ein Anspruch und das Recht seines Gläu- 
bigers auf Teilnahme an dem Verteilungs verfahren 
festgestellt, so treten hinsichtlich aller für diesen 
Anspruch bestehenden Schiffshypotheken, Schiffs- 
gläubigerrechte und sonstigen Sicherungsrechte die 
Rechtsfolgen ein, die das Erlöschen des gesicherten 
Anspruchs haben würde. Ist die Sicherheit nach ihrer 
Bestellung an einen Dritten übertragen worden, so 
gilt Satz 1 nicht, soweit die Beschränkbarkeit der 
Haftung dem Dritten nach den Vorschriften zugun- 
sten derjenigen, welche Rechte von einem Nichtbe- 
rechtigten herleiten, nicht entgegengehalten werden 
kann. 

(2) Das Gericht hat dem Schuldner zum Nachweis 
der Feststellung einen Auszug aus der Tabelle in 
beglaubigter Form zu erteilen. 

(3) Wird das Verteilungs verfahren später einge- 
stellt und hat für einen Anspruch ein Sicherungs- 
recht bestanden, das der Gläubiger auf Grund der 
Regelung des Absatzes 1 oder des § 6 Abs. 3 ver- 
loren hat, so hat der Gläubiger wegen seines An- 
spruchs ein Pfandrecht an dem Anspruch des Ein- 
zahlers auf Rückzahlung der Haftungssumme. Soweit 
die Einzahlung der Haftungssumme durch Sicher- 
heitsleistung ersetzt worden ist, haben die in Satz 1 
genannten Gläubiger ein Recht auf bevorzugte Be- 
friedigung aus der Sicherheit; diese ist auf Anord- 
nung des Gerichts in dem erforderlichen Umfang zu 
verwerten, der Erlös gilt als vom Sicherungsgeber 
eingezahlte Haftungssumme. Mehrere Pfandrechte 
an demselben Anspruch haben gleichen Rang; die 
Pfandrechte gehen den in § 17 Abs. 5 genannten 
Pfandrechten im Range vor. 

(4) Das Recht nach Absatz 3 erlischt, wenn es nicht 
bis zum Ablauf eines Monats seit dem Zeitpunkt, 
in dem der Einstellungsbeschluß unanfechtbar ge- 
worden ist, beim Verteilungsgericht geltend gemacht 
worden ist. Nach Ablauf dieser Frist befriedigt das 
Verteilungsgericht den Gläubiger; § 26 Abs. 4 Nr. 2 
gilt entsprechend. Werden mehrere Pfandrechte gel- 
tend gemacht, so gelten §§ 873 bis 882 der Zivil- 
prozeßordnung entsprechend. Bestreitet der Schuld- 
ner, der Einzahler oder der Sicherungsgeber das 
Bestehen des Pfandrechts, so hat der Gläubiger 
innerhalb einer von dem Verteilungsgericht zu set- 
zenden Frist nachzuweisen, daß er Klage auf Fest- 
stellung des Pfandrechts erhoben hat; erbingt der 
Gläubiger diesen Nachweis nicht, so wird das gel- 
tend gemachte Pfandrecht nicht berücksichtigt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§ 20 

Erlöschen von Sicherheitsrechten 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Wird das Verteilungsverfahren später einge- 
stellt und hat für einen Anspruch ein Sicherungs- 
redit bestanden, das der Gläubiger auf Grund der 
Regelung des Absatzes 1 oder des § 6 Abs. 3 verlo- 
ren hat, so hat der Gläubiger wegen seines An- 
spruchs ein Pfandrecht an dem Anspruch des Ein- 
zahlers auf Rückzahlung der Haftungssumme. So- 
weit die Einzahlung der Haftungssumme durch 
Sicherheitsleistung ersetzt worden ist, haben die in 
Satz 1 genannten Gläubiger ein Recht auf bevor- 
zugte Befriedigung aus der Sicherheit; diese ist auf 
Anordnung des Gerichts in dem erforderlichen Um- 
fang zu verwerten, der Erlöst gilt als vom Siche- 
rungsgeber eingezahlte Haftungssumme. Mehrere 
Pfandrechte an demselben Anspruch haben gleichen 
Rang; die Pfandrechte gehen den in § 17 Abs. 5 
genannten Pfändungspfandrechten im Range vor. 

(4) Das Recht nach Absatz 3 erlischt, wenn es 
nicht bis zum Ablauf eines Monats seit dem Zeit- 
punkt, in dem der Einstellungsbeschluß unanfecht- 
bar geworden ist, beim Verteilungsgericht geltend 
gemacht worden ist. Nach Ablauf dieser Frist be- 
friedigt das Verteilungsgericht den Gläubiger; § 26 
Abs. 4 Nr. 2 gilt entsprechend. Werden mehrere 
Pfandrechte geltend gemacht, so gelten §§ 873 bis 
882 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Bestreitet 
der Schuldner, der Einzahler, der Sicherungsgeber 
oder ein Pfändungspfandgläubiger, der innerhalb 
der Frist des § 17 Abs. 5 gepfändet hat, das Be- 
stehen des Pfandrechts, so hat der Gläubiger inner- 
halb einer von dem Verteilungsgericht zu setzen- 
den Frist nachzuweisen, daß er Klage auf Feststel- 
lung des Pfandrechts erhoben hat; erbringt der Gläu- 
biger diesen Nachweis nicht, so wird das geltend 
gemachte Pfandrecht nicht berücksichtigt. Die Klage 
nach Satz 4 ist bei dem Amtsgericht des Vertei- 
lungsverfahrens oder, wenn der Streitgegenstand zur 
Zuständigkeit der Amtsgerichte nicht gehört, bei 
dem Landgericht zu erheben, in dessen Bezirk das 
Verteilungsgericht seinen Sitz hat. 
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